
 

 

Stadt Soest 
Der Bürgermeister 
 

                                                   Soest, 17.07.2026 

 

3. Änderungssatzung vom 17.07.2026 

zur Satzung über die Erhebung der Zweitwohnungssteuer in der Stadt Soest 

(Zweitwohnungssteuersatzung) vom 19.05.2011 

 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 10.07.2025 (GV. NRW. S. 617), sowie der §§ 1, 2, 3 und 20 des Kom-
munalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 
(GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2024 (GV. NRW. S. 155), hat 
der Rat der Stadt Soest in seiner Sitzung am 16.07.2026 folgende 3. Änderungssatzung 
beschlossen: 

Artikel I 

Die Zweitwohnungssteuersatzung der Stadt Soest vom 19.05.2011 wird ab 01.01.2027 wie 
folgt geändert: 

In § 2 Abs. 6 wird folgender Buchstabe i) eingefügt: 
 
„i) Wohnungen, die Personen innehaben, die Leistungen nach dem Bundesausbildungsför-
derungsgesetz (BAföG) beziehen. Die Befreiung gilt unabhängig von der Art der Ausbildung, 
insbesondere für Studierende an Hochschulen, Schülerinnen und Schüler an allgemeinbil-
denden und berufsbildenden Schulen (z. B. Abendschulen) sowie Auszubildende, soweit 
sie dem Grunde nach förderfähig nach dem BAföG sind. Der Nachweis ist durch Vorlage 
des BAföG-Bescheides zu erbringen.“ 
 

Artikel II 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. 
 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende 3. Änderungssatzung der Zweitwohnungssteuersatzung wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 

Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der derzeit 
geltenden Fassung, kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO 
NRW bei dem Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
ist nicht durchgeführt worden, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Soest vorher gerügt und die 
dabei verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Soest, den 17.07.2026 
 
 
 
gez. Marcus Schiffer 
 
 
 
 
 
(Marcus Schiffer) 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


